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154 Verordnung 


betreffend die Entjudung der Danziger Wirtſchaft und des Danziger Grund beſitzes. 
Vom 22. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 65 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Der Senat der Freien Stadt Danzig kann wirtſchaftliche Unternehmungen ſowie Beteiligungen 
an ſolchen Unternehmungen, ſoweit ſie ſich in jüdiſchen Händen befinden oder zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens der Verordnung zur Förderung und Sicherſtellung der jüdiſchen Auswanderung aus dem Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig vom 3. März 1939 (G. Bl. S. 89) ſich in jüdiſchen Händen befunden 
haben, beſchlagnahmen und der Verwaltung durch einen Treuhänder unterſtellen. 

Das Gleiche gilt für Grund beſitz, ſoweit er im Gebiet der Freien Stadt Danzig belegen iſt und 
ganz oder teilweiſe in jüdiſchem Eigentum ſteht. 

8 2 

(1) Der Treuhänder iſt berechtigt, alle Handlungen vorzunehmen, die für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung notwendig ſind. Darüber hinaus iſt er berechtigt, die ſeiner Verfügung unterſtellten Ver⸗ 
mögenswerte zu liquidieren oder zu veräußern. 

(2) Die Erträgnifie der Verwaltung ſowie die Erlöſe der Liquidation oder der Veräußerung hat 
der Treuhänder nach den Weiſungen des Beauftragten zur Förderung der jüdiſchen Auswanderung 
(Verordnung vom 3. März 1939 G. Bl. S. 89) anzulegen oder über fie zu verfügen. 

(3) Der Treuhänder kann vom Senat jederzeit abberufen werden. 

(4) Der Treuhänder hat Anſpruch auf Erſtattung ſeiner Auslagen ſowie auf eine angemeſſene 
Vergütung, Auslagen und Vergütung ſind aus den Erträgniſſen oder dem Erlös zu begleichen; ihre 
Höhe wird durch den Beauftragten des Senats (Abſ. 2) feſtgeſetzt. 


8 8 3 
Wer Jude iſt, beſtimmt ſich nach der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616). 
8 4 
Der Senat wird ermächtigt, Durchführungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung 
zu erlaſſen. 
8 5 
Die Verordnung tritt mit dem 25. Juli 1939 in Kraft. 


Danzig, den 22. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 155 b Greiſer Huth Dr. Hoppenrath 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 8. 1939.) 
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155 Durchführungs⸗ Verordnung 
zur Verordnung betr. die Entjudung der Danziger Wirtſchaft und des Danziger 
Grundbeſitzes vom 22. Juli 1939. 
Vom 24. Juli 1939. 
Auf Grund des $ 7 der Verordnung betreffend die Entjudung der Danziger Wirtſchaft und des 
Danziger Grundbeſitzes vom 22. Juli 1939 erläßt der Senat folgende Durchführungsbeſtimmungen: 
8 1 
Mit der Beſchlagnahme gemäß 8 1 der Entjudungs⸗Verordnung verliert der von der Beſchlag⸗ 
nahme Betroffene die Befugnis, das mit Beſchlag belegte Vermögensobjekt zu verwalten oder über 
dasſelbe zu verfügen. 
8 2 
(1) Der Senat hat die Beſchlagnahme und die Beſtellung des Treuhänders durch den Staats- 
anzeiger bekannt zu machen, kann ſie aber auch in anderen Blättern veröffentlichen. Einer beſonderen 
Bekanntgabe (Zuſtellung) an den Schuldner bedarf es nicht. Mit der Bekanntmachung (Satz 1) wird 
die Vermögensbeſchlagnahme wirkſam. Die Bekanntmachung (Satz 1) ſoll folgende Angaben enthalten: 
a) Vor⸗ und Zunamen des von der Beſchlagnahme Betroffenen und ſeines zuletzt bekannten 
Wohnortes; 
b) die vom Senat erlaſſene Verfügung unter Bezeichnung der beſchlagnahmten Vermögens⸗ 
objekte; 
c) den Namen des Treuhänders. 
(2) Die Beſchlagnahme iſt auf Antrag des Senats im Grundbuch und im Handelsregiſter ein⸗ 
zutragen. 
(3) In gleicher Weiſe wird die Aufhebung der Beſchlagnahme und gegebenenfalls die Abberufung 
und Beſtellung eines anderen Treuhänders bekannt gemacht. 
(4) Die Koſten der Bekanntmachung trägt der von der Beſchlagnahme Betroffene. 
83 
Der Beſchlagnahmebeſchluß des Senats iſt vom Präſidenten des Senats, dem Wirtſchaftsſenator 
und dem Finanzſenator zu unterzeichnen. 84 


Die Verordnung tritt am 25. Juli 1939 in Kraft. 
Danzig, den 24. Juli 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
FFP oh Greiſer Huth Dr Hoppenrath 
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